




§ 4 Bestellungsvoraussetzungen für Anträge nach § 36a GewO

(1) Für die Anerkennung von Qualifikationen des Antragstellers aus einem anderen Mitglieds­
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum gelten die Voraussetzungen von§ 36a Abs. 1 und 2 Gewü.

(2) Im Übrigen gelten§ 3 Abs. 2 und 3.

§ 5 Zuständigkeit und Verfahren

(1) Die Industrie- und Handelskammer Fulda ist zuständig, wenn die Niederlassung des 
Sachverständigen, die den Mittelpunkt seiner Sachverständigentätigkeit im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes bildet, im Kammerbezirk liegt. Die Zuständigkeit der Industrie- und Han­
delskammer Fulda endet, wenn der Sachverständige die Niederlassung nach Satz 1 nicht 
mehr im Kammerbezirk unterhält.

(2) Uber die öffentliche Bestellung entscheidet die Industrie- und Handelskammer nach Anhö­

rung der dafür bestehenden Ausschüsse und Gremien. Zur Überprüfung der gesetzlichen 
Voraussetzungen kann sie Referenzen einholen, sich vom Antragsteller erstattete Gutachten 
vorlegen lassen, Stellungnahmen fachkundiger Dritter abfragen, die Einschaltung eines 
Fachgremiums veranlassen und weitere Erkenntnisquellen nutzen.

(3) Der Sachverständige erhält mit der öffentlichen Bestellung neben dem Bestellungsbescheid 
auch eine Bestellungsurkunde, den Rundstempel, den Ausweis, die Sachverständigenord­
nung und die dazu ergangenen Richtlinien. Bestellungsurkunde, Rundstempel und Ausweis 
bleiben Eigentum der Industrie- und Handelskammer.

§ 6 Zuständigkeit und Verfahren für Anträge nach § 36a GewO

(1) Abweichend von§ 5 Abs. 1 besteht für den Antrag eines Sachverständigen aus einem ande­
ren Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom­
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum, der noch keine Niederlassung im Geltungs­
bereich des Grundgesetzes unterhält, die Zuständigkeit der Industrie- und Handelskammer 
bereits dann, wenn der Sachverständige beabsichtigt, die Niederlassung nach§ 5 Abs. 1 S. 1 
im Kammerbezirk zu begründen.

(2) Für Verfahren von Antragstellern mit Qualifikationen aus einem anderen Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum gelten die Regelungen in§ 36a Abs. 3 und 4 GewO. 
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§ 12 Form der Gutachtenerstattung; gemeinschaftliche Leistungen

(1) Soweit der Sachverständige mit seinem Auftraggeber keine andere Form vereinbart hat, er­
bringt er seine Leistungen in Schriftform oder in elektronischer Form. Erbringt er sie in 
elektronischer Form, trägt er für eine der Schriftform gleichwertige Fälschungssicherheit 
Sorge.

(2) Erbringen Sachverständige eine Leistung gemeinsam, muss zweifelsfrei erkennbar sein, wel­
cher Sachverständige für welche Teile verantwortlich ist. Leistungen in schriftlicher oder 
elektronischer Form müssen von allen beteiligten Sachverständigen unterschrieben oder 
elektronisch gekennzeichnet werden.§ 13 gilt entsprechend.

(3) Übernimmt ein Sachverständiger Leistungen Dritter, muss er darauf hinweisen.

§ 13 Bezeichnung als „öffentlich bestellter und vereidigter Sachver ständiger"

(1) Der Sachverständige hat bei Leistungen im Sinne von§ 2 Abs. 2 in schriftlicher oder elekt­
ronischer Form auf dem Sachgebiet, für das er öffentlich bestellt ist, die Bezeichnung „von 
der Industrie- und Handelskammer öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für 
... " zu führen und seinen Rundstempel zu verwenden. Gleichzeitig hat er auf die Zustän­
digkeit der Industrie- und Handelskammer Fulda hinzuweisen.

(2) Unter die in Absatz 1 genannten Leistungen soll der Sachverständige nur seine Unterschrift 
und seinen Rundstempel setzen. Im Fall der elektronischen Übermittlung ist die qualifizierte 
elektronische Signatur oder einen funktionsäquivalentes Verfahren zu verwenden.

(3) Bei Sachverständigenleistungen auf anderen Sachgebieten darf der Sachverständige nicht 
in wettbewerbswidriger Weise auf seine öffentliche Bestellung hinweisen oder hinweisen 
lassen.

§ 14 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

(1) Der Sachverständige hat über jede von ihm angeforderte Leistung Aufzeichnungen zu ma­
chen. Aus diesen müssen ersichtlich sein:

a) der Name des Auftraggebers,

b) der Tag, an dem der Auftrag erteilt worden ist,

c) der Gegenstand des Auftrags und

d) der Tag, an dem die Leistung erbracht oder die Gründe, aus denen sie nicht erbracht wor­
den ist.

(2) Der Sachverständige ist verpflichtet,

a) die Aufzeichnungen nach Abs.1, 
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